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Gesetzlicher Rahmen
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Bundesgesetz über die Bekämpfung 
der Geldwäscherei und der Terrorismus
finanzierung im Finanzsektor 1

(Geldwäschereigesetz, GwG; SR 955.0)
vom 10. Oktober 1997 (Stand am 1. Januar 2010)

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf die Artikel 31bis Absatz 2, 31quater, 34 Absatz 2 und 64bis 

der Bundesverfassung2,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 17. Juni 19963,

beschliesst:

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

Art. 14	 Gegenstand
Dieses Gesetz regelt die Bekämpfung der Geldwäscherei im Sinne 
von Artikel 305bis des Strafgesetzbuches5 (StGB), die Bekämpfung 
der Terrorismusfinanzierung im Sinne von Artikel 260quinquies Absatz 1 
StGB und die Sicherstellung der Sorgfalt bei Finanzgeschäften.

Art. 2	 Geltungsbereich
1  Dieses Gesetz gilt für Finanzintermediäre.

2  Finanzintermediäre sind:
a.	 die Banken nach dem Bankengesetz vom 8. November 19346;
b.7	 die Fondsleitungen, sofern sie Anteilskonten führen und selbst 

Anteile einer kollektiven Kapitalanlage anbieten oder vertreiben;
bbis.8	die Investmentgesellschaften mit variablem Kapital, die Kom-

manditgesellschaften für kollektive Kapitalanlagen, die Invest-
mentgesellschaften mit festem Kapital und die Vermögens-
verwalter im Sinne des Kollektivanlagengesetzes vom 23. Juni 
20069, sofern sie selbst Anteile einer kollektiven Kapitalanlage 
anbieten oder vertreiben;

c.10	 die Versicherungseinrichtungen nach dem Versicherungsauf-
sichtsgesetz vom 17. Dezember 200411, welche die direkte 

1	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

2 	 [BS 1 3]. Den genannten 
Bestimmungen entspre-
chen heute die Art. 95, 98, 
103 und 123 der BV vom 
18. April 1999 (SR 101).

3	 BBl 1996 III 1101
4 	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 

BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

5 	 SR 311.0
6	 SR 952.0
7 	 Fassung gemäss Anhang 

Ziff. II 9 des Kollektivanla-
gengesetzes vom 23. Juni 
2006, in Kraft seit 1. Jan. 
2007 (SR 951.31).

8 	 Eingefügt durch Anhang 
Ziff. II 9 des Kollektivanla-
gengesetzes vom 23. Juni 
2006, in Kraft seit 1. Jan. 
2007 (SR 951.31).

9 	 SR 951.31
10 	 Fassung gemäss Anhang 

Ziff. II 9 des Kollektivanla-
gengesetzes vom 23. Juni 
2006, in Kraft seit 1. Jan. 
2007 (SR 951.31).

11 	 SR 961.01
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Lebensversicherung betreiben oder Anteile einer kollektiven 
Kapitalanlage anbieten oder vertreiben;

d.	 die Effektenhändler nach dem Börsengesetz vom 24. März 
199512;

e.13	 die Spielbanken nach dem Spielbankengesetz vom 18. Dezem-
ber 199814.

3  Finanzintermediäre sind auch Personen, die berufsmässig fremde 
Vermögenswerte annehmen oder aufbewahren oder helfen, sie an-
zulegen oder zu übertragen; insbesondere Personen, die:
a.	 das Kreditgeschäft (namentlich durch Konsum- oder Hypothe-

karkredite, Factoring, Handelsfinanzierungen oder Finanzie-
rungsleasing) betreiben;

b.	 Dienstleistungen für den Zahlungsverkehr erbringen, nament-
lich für Dritte elektronische Überweisungen vornehmen oder 
Zahlungsmittel wie Kreditkarten und Reiseschecks ausgeben 
oder verwalten;

c.	 für eigene oder fremde Rechnung mit Banknoten und Münzen, 
Geldmarktinstrumenten, Devisen, Edelmetallen, Rohwaren und 
Effekten (Wertpapiere und Wertrechte) sowie deren Derivaten 
handeln;

d.	 … 15

e.	 Vermögen verwalten;
f.	 als Anlageberater Anlagen tätigen;
g.	 Effekten aufbewahren oder verwalten.

4  Vom Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen sind:
a.	 die Schweizerische Nationalbank;
b.	 steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen Vorsorge;
c.	 Personen, die ihre Dienstleistungen ausschliesslich gegenüber 

steuerbefreiten Einrichtungen der beruflichen Vorsorge erbrin-
gen;

d.	 Finanzintermediäre nach Absatz 3, die ihre Dienstleistungen 
ausschliesslich gegenüber Finanzintermediären nach Absatz  2 
erbringen oder gegenüber ausländischen Finanzintermediären, 
die einer gleichwertigen Aufsicht unterstellt sind wie diese.

12 	 SR 954.1
13	 Eingefügt durch Anhang 

Ziff. 4 des Spielbanken
gesetz vom 18. Dez. 1998, 
in Kraft seit 1. April 2000 
(SR 935.52).

14 	 SR 935.52
15	 Aufgehoben durch Anhang 

Ziff. II 8 des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes vom 

	 17. Dez. 2004, mit Wir-
kung seit 1. Jan. 2006 

	 (SR 961.01).
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2. Kapitel: Pflichten der Finanzintermediäre

1. Abschnitt: Sorgfaltspflichten
Art. 3	 Identifizierung der Vertragspartei
1  Der Finanzintermediär muss bei der Aufnahme von Geschäfts
beziehungen die Vertragspartei aufgrund eines beweiskräftigen 
Dokumentes identifizieren. Handelt es sich bei der Vertragspar-
tei um eine juristische Person, so muss der Finanzintermediär die 
Bevollmächtigungsbestimmungen der Vertragspartei zur Kenntnis 
nehmen und die Identität der Personen überprüfen, die im Namen 
der juristischen Person die Geschäftsbeziehung aufnehmen.16

2  Bei Kassageschäften mit einer nicht bereits identifizierten Vertrags-
partei besteht die Pflicht zur Identifizierung nur, wenn eine oder 
mehrere Transaktionen, die miteinander verbunden erscheinen, 
einen erheblichen Wert erreichen.

3  Versicherungseinrichtungen müssen die Vertragspartei dann identi-
fizieren, wenn die Beträge einer einmaligen Prämie, der periodischen 
oder des gesamten Prämienvolumens einen erheblichen Wert erreichen.

4  Liegen in Fällen nach den Absätzen 2 und 3 Verdachtsmomente für 
mögliche Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung vor, so ist die 
Identifizierung auch dann vorzunehmen, wenn die massgeblichen 
Beträge nicht erreicht werden.17

5  Die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht (FINMA), die Eidgenös-
sische Spielbankenkommission und die Selbstregulierungsorgani-
sationen legen für ihren Bereich die erheblichen Werte nach den 
Absätzen 2 und 3 fest und passen sie bei Bedarf an.18

Art. 4	 Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person
1  Der Finanzintermediär muss von der Vertragspartei eine schrift
liche Erklärung darüber einholen, wer die wirtschaftlich berechtigte 
Person ist, wenn:
a.	 die Vertragspartei nicht mit der wirtschaftlich berechtigten 

Person identisch ist oder daran Zweifel bestehen;
b.	 die Vertragspartei eine Sitzgesellschaft ist;
c.	 ein Kassageschäft von erheblichem Wert nach Artikel 3 Ab-

satz  2 getätigt wird.

16	 Zweiter Satz eingefügt 
durch Ziff. I 4 des BG 
vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

17 	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

18 	 Fassung gemäss Anhang 
Ziff. 17 des Finanzmarkt
aufsichtsgesetzes vom 

	 22. Juni 2007, in Kraft 
	 seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
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2  Er muss bei Sammelkonten oder Sammeldepots verlangen, dass 
die Vertragspartei eine vollständige Liste der wirtschaftlich berech-
tigten Personen beibringt und dass sie jede Änderung der Liste 
unverzüglich meldet.

Art. 5	 Erneute Identifizierung oder Feststellung der 
wirtschaftlich berechtigten Person

1  Entstehen im Laufe der Geschäftsbeziehung Zweifel über die 
Identität der Vertragspartei oder über die wirtschaftliche Berech-
tigung, so muss die Identifizierung oder die Feststellung nach den 
Artikeln 3 und 4 wiederholt werden.

2  Im Falle einer rückkaufsfähigen Versicherung müssen die Ver-
sicherungseinrichtungen die wirtschaftlich berechtigte Person 
zudem erneut feststellen, wenn im Versicherungsfall oder bei 
Rückkauf die anspruchsberechtigte Person nicht identisch ist mit 
derjenigen im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses.

Art. 619 	 Abklärungspflichten
1  Der Finanzintermediär ist verpflichtet, Art und Zweck der vom 
Vertragspartner gewünschten Geschäftsbeziehung zu identifizie-
ren. Der Umfang der einzuholenden Informationen richtet sich 
nach dem Risiko, das der Vertragspartner darstellt.

2  Der Finanzintermediär muss die wirtschaftlichen Hintergründe 
und den Zweck einer Transaktion oder einer Geschäftsbeziehung 
abklären, wenn:
a.	 sie ungewöhnlich erscheinen, es sei denn, ihre Rechtmässigkeit 

sei erkennbar;
b.	 Anhaltspunkte vorliegen, dass Vermögenswerte aus einem 

Verbrechen herrühren, der Verfügungsmacht einer kriminellen 
Organisation (Art. 260ter Ziff. 1 StGB20) unterliegen oder der 
Terrorismusfinanzierung (Art. 260quinquies Abs. 1 StGB) dienen.

Art. 7	 Dokumentationspflicht
1  Der Finanzintermediär muss über die getätigten Transaktionen und 
über die nach diesem Gesetz erforderlichen Abklärungen Belege so 
erstellen, dass fachkundige Dritte sich ein zuverlässiges Urteil über 
die Transaktionen und Geschäftsbeziehungen sowie über die Einhal-
tung der Bestimmungen dieses Gesetzes bilden können.

19 	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

20 	 SR 311.0
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2  Er bewahrt die Belege so auf, dass er allfälligen Auskunfts- und 
Beschlagnahmebegehren der Strafverfolgungsbehörden innert 
angemessener Frist nachkommen kann.

3  Nach Beendigung der Geschäftsbeziehung oder nach Abschluss 
der Transaktion bewahrt er die Belege mindestens während zehn 
Jahren auf.

Art. 7a21 	 Vermögenswerte von geringem Wert
Der Finanzintermediär kann auf die Einhaltung der Sorgfalts-
pflichten (Art. 3–7) verzichten, wenn die Geschäftsbeziehung nur 
Vermögenswerte von geringem Wert betrifft und keine Verdachts
momente für mögliche Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzie-
rung vorliegen.
 
Art. 8	 Organisatorische Massnahmen
Die Finanzintermediäre treffen in ihrem Bereich die Massnahmen, 
die zur Verhinderung der Geldwäscherei und der Terrorismusfinan-
zierung notwendig sind.22 Sie sorgen namentlich für genügende 
Ausbildung des Personals und für Kontrollen.

2. Abschnitt: Pflichten bei Geldwäschereiverdacht

Art. 9	 Meldepflicht
1  Ein Finanzintermediär muss der Meldestelle für Geldwäscherei 
nach Artikel 23 (Meldestelle) unverzüglich Meldung erstatten, 
wenn er:
a.	 weiss oder den begründeten Verdacht hat, dass die in die 

Geschäftsbeziehung involvierten Vermögenswerte: 
1.	 im Zusammenhang mit einer strafbaren Handlung nach 

Artikel 260ter Ziffer 1 oder 305bis StGB23 stehen, 
2.	 aus einem Verbrechen herrühren,
3.	 der Verfügungsmacht einer kriminellen Organisation 

unterliegen, oder 
4.	 der Terrorismusfinanzierung (Art. 260quinquies Abs. 1 StGB) 

dienen;
b.	 Verhandlungen zur Aufnahme einer Geschäftsbeziehung 

wegen eines begründeten Verdachts nach Buchstabe a ab-
bricht.24

 

21 	 Eingefügt durch Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

22 	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

23	 SR 311.0
24 	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 

BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).
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1bis  Aus der Meldung gemäss Absatz 1 muss der Name des 
Finanzintermediärs ersichtlich sein. Das mit dem Fall befasste Per-
sonal des Finanzintermediärs kann in der Meldung anonymisiert 
werden, sofern die Möglichkeit der Meldestelle und der zuständi-
gen Strafverfolgungsbehörde zur unverzüglichen Kontaktaufnahme 
gewährleistet bleibt.25 

2  Der Meldepflicht nicht unterworfen sind Anwältinnen, Anwälte, 
Notarinnen und Notare, soweit ihre Tätigkeit dem Berufsgeheimnis 
nach Artikel 321 StGB untersteht.

Art. 10	 Vermögenssperre
1  Ein Finanzintermediär muss ihm anvertraute Vermögenswerte, 
die mit der Meldung nach Artikel 9 im Zusammenhang stehen, 
unverzüglich sperren.26 

2  Er erhält die Vermögenssperre aufrecht, bis eine Verfügung der 
zuständigen Strafverfolgungsbehörde bei ihm eintrifft, längstens 
aber fünf Werktage ab dem Zeitpunkt, in dem er der Meldestelle 
Meldung erstattet hat.

3 … 27

Art. 10a28 	 Informationsverbot
1  Ein Finanzintermediär darf während der durch ihn verhängten 
Vermögenssperre weder Betroffene noch Dritte über die Tatsache 
der Meldung nach Artikel 9 informieren.

2  Wenn der Finanzintermediär selber keine Vermögenssperre ver-
hängen kann, darf er den Finanzintermediär, der dazu in der Lage 
und diesem Gesetz unterstellt ist, informieren.

3  Er darf einen anderen diesem Gesetz unterstellten Finanzinter-
mediär über die Tatsache der Meldung nach Artikel 9 ebenfalls in-
formieren, soweit dies zur Einhaltung der Pflichten gemäss diesem 
Gesetz erforderlich ist und sofern beide Finanzintermediäre:
a.	 für einen Kunden aufgrund einer vertraglich vereinbarten 

Zusammenarbeit gemeinsame Dienste im Zusammenhang mit 
dessen Vermögensverwaltung erbringen; oder

b.	 dem gleichen Konzern angehören.

25 	 Eingefügt durch Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

26 	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

27 	 Aufgehoben durch Ziff. I 4 
des BG vom 3. Okt. 2008 
zur Umsetzung der revidier-
ten Empfehlungen der 
Groupe d’action financière, 
mit Wirkung seit 1. Febr. 
2009  (AS 2009 361 367; 
BBl 2007 6269).

28 	 Eingefügt durch Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).
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4  Der Finanzintermediär, der gestützt auf Absatz 2 oder 3 informiert 
worden ist, untersteht dem Informationsverbot nach Absatz  1.

Art. 1129	 Straf- und Haftungsausschluss
1  Wer guten Glaubens Meldung nach Artikel 9 erstattet oder eine 
Vermögenssperre nach Artikel 10 vornimmt, kann nicht wegen 
Verletzung des Amts-, Berufs- oder Geschäftsgeheimnisses belangt 
oder wegen Vertragsverletzung haftbar gemacht werden.

2  Dieser Straf- und Haftungsausschluss gilt auch für Finanzinterme-
diäre, die Meldung nach Artikel 305ter Absatz 2 StGB30 erstatten, 
und für Selbstregulierungsorganisationen, die Anzeige nach Artikel 
27 Absatz 4 erstatten.

3. Kapitel: Aufsicht

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 1231	 Zuständigkeit
Die Aufsicht über die Einhaltung der Pflichten nach dem zweiten 
Kapitel liegt für Finanzintermediäre:
a.	 nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a–d bei der FINMA;
b.	 nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e bei der Eidgenössischen 

Spielbankenkommission;
c.	 nach Artikel 2 Absatz 3 bei:

1.	 den anerkannten Selbstregulierungsorganisationen (Art. 24),
2.	 der FINMA, sofern die Finanzintermediäre nicht einer an-

erkannten Selbstregulierungsorganisation angeschlossen 
sind.

Art. 1332

Art. 14	 Bewilligungs- und Anschlusspflicht
1  Finanzintermediäre nach Artikel 2 Absatz 3, die nicht einer aner-
kannten Selbstregulierungsorganisation angeschlossen sind, müssen 
bei der FINMA eine Bewilligung für die Ausübung ihrer Tätigkeit 
einholen.33

29	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

30 	 SR 311.0 
31 	 Fassung gemäss  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, 

	 in Kraft seit 1. Jan. 2009 
(SR 956.1).

32 	 Aufgehoben durch  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, mit 
Wirkung seit 1. Jan. 2009 
(SR 956.1).

33	 Fassung gemäss  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in Kraft 
seit 1. Jan. 2009 

	 (SR 956.1).
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2  Die Bewilligung wird nur erteilt, wenn der Finanzintermediär:
a.	 als kaufmännische Firma im Handelsregister eingetragen oder 

aufgrund einer behördlichen Bewilligung tätig ist;
b.	 durch seine internen Vorschriften und seine Betriebsorganisation 

die Erfüllung der Pflichten nach diesem Gesetz sicherstellt; und
c.	 selbst sowie die mit seiner Verwaltung und Geschäftsführung 

betrauten Personen einen guten Ruf geniessen und Gewähr für 
die Erfüllung der Pflichten nach diesem Gesetz bieten.

3 Als Finanzintermediäre tätige Anwältinnen, Anwälte, Notarinnen und 
Notare müssen sich einer Selbstregulierungsorganisation anschliessen.

Art. 15 34 

2. Abschnitt: 35 Meldepflicht der Aufsichtsbehörden

Art. 16
1  Die FINMA und die Eidgenössische Spielbankenkommission erstat-
ten der Meldestelle unverzüglich Meldung, wenn sie begründeten 
Verdacht schöpfen, dass:
a.36 	 eine strafbare Handlung nach Artikel 260ter Ziffer 1, 305bis oder 

305ter Absatz 1 StGB37 vorliegt;
b.	 Vermögenswerte aus einem Verbrechen herrühren;
c.	 Vermögenswerte der Verfügungsmacht einer kriminellen Orga-

nisation unterliegen; oder
d.38	 Vermögenswerte der Terrorismusfinanzierung (Art. 260quinquies 

Abs. 1 StGB) dienen.

2  Diese Pflicht besteht nur, soweit nicht bereits der Finanzinterme-
diär oder die Selbstregulierungsorganisation Meldung erstattet hat.

3. Abschnitt:39 Aufsicht über die Finanzintermediäre nach 
Artikel 2 Absatz 2

Art. 17
Die FINMA und die Eidgenössische Spielbankenkommission konkre-
tisieren für die ihnen unterstellten Finanzintermediäre nach Artikel 2 
Absatz 2 die Sorgfaltspflichten nach dem zweiten Kapitel und legen 
fest, wie diese zu erfüllen sind, soweit nicht eine Selbstregulierungs-
organisation diese Sorgfaltspflichten und ihre Erfüllung regelt.

34 	 Aufgehoben durch  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, mit 
Wirkung seit 1. Jan. 2009 
(SR 956.1).

35 	 Fassung gemäss  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
36 	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 

BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

37 	 SR 311.0
38	 Eingefügt durch Ziff. I 4 des 

BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

39	 Fassung gemäss Anhang 
	 Ziff. 17 des Finanzmarkt

aufsichtsgesetzes vom 
	 22. Juni 2007, in Kraft seit 

1. Jan. 2009 (SR 956.1).
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3a. Abschnitt: Aufsicht über die Finanzintermediäre nach 
Artikel 2 Absatz 340

Art. 18	 Aufgaben der FINMA41

1  Die FINMA hat im Rahmen der Aufsicht über die Finanzintermediäre 
nach Artikel 2 Absatz 3 folgende Aufgaben:42

a.	 Sie anerkennt die Selbstregulierungsorganisationen oder ent-
zieht ihnen die Anerkennung.

b.	 Sie beaufsichtigt die Selbstregulierungsorganisationen und die 
ihr direkt unterstellten Finanzintermediäre.

c.	 Sie genehmigt die von den Selbstregulierungsorganisationen er-
lassenen Reglemente nach Artikel 25 sowie deren Änderungen.

d.	 Sie sorgt dafür, dass die Selbstregulierungsorganisationen ihre 
Reglemente durchsetzen.

e.	 Sie konkretisiert für die ihr direkt unterstellten Finanzinter
mediäre die Sorgfaltspflichten nach dem zweiten Kapitel und 
legt fest, wie diese zu erfüllen sind.

f.	 Sie führt ein Register über die ihr direkt unterstellten Finanzinter-
mediäre sowie über die Personen, denen sie die Bewilligung zur 
Ausübung der Tätigkeit als Finanzintermediär verweigert hat.

2  Sie kann an Ort und Stelle Kontrollen durchführen. Sie kann die 
Kontrollen einer Prüfgesellschaft nach Artikel 19b übertragen.43

3  Bei Selbstregulierungsorganisationen von Anwältinnen und 
Anwälten sowie Notarinnen und Notaren muss sie die Kontrollen 
einer Prüfgesellschaft nach Artikel 19b übertragen. Diese untersteht 
denselben Geheimhaltungspflichten wie Anwältinnen und Anwälte 
sowie Notarinnen und Notare.44

Art. 18a45	 Öffentliches Verzeichnis
1  Die FINMA führt ein Verzeichnis der Finanzintermediäre nach Arti-
kel 2 Absatz 3, die einer Selbstregulierungsorganisation angeschlos-
sen sind. Dieses Verzeichnis ist in elektronischer Form öffentlich 
zugänglich.

2  Sie macht die Daten durch ein Abrufverfahren zugänglich.

40 	 Eingefügt durch  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
41 	 Fassung gemäss  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
42 	 Fassung gemäss  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
43 	 Fassung gemäss  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
44	 Fassung gemäss  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
45 	 Eingefügt durch  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
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Art. 1946

Art. 19a47 	 Prüfung
1  Die der FINMA direkt unterstellten Finanzintermediäre nach Arti-
kel  2 Absatz 3 müssen sich periodisch der Prüfung durch eine zuge-
lassene Prüfgesellschaft unterziehen.

2  Die Prüfgesellschaft prüft die Einhaltung der Pflichten nach diesem 
Gesetz und verfasst darüber einen Bericht zuhanden des geprüften 
Finanzintermediärs und der FINMA.

3  Stellt sie Verletzungen aufsichtsrechtlicher Bestimmungen oder 
sonstige Missstände fest, so hält sie dies in ihrem Bericht fest.

4  Die FINMA kann die Prüfung anstelle der Prüfgesellschaft selbst 
durchführen.

Art. 19b48	 Zulassung der Prüfgesellschaften
Als Prüfgesellschaft wird zugelassen, wer:
a.	 als Revisor nach Artikel 5 oder als Revisionsunternehmen nach 

Artikel 6 des Revisionsaufsichtsgesetzes vom 16. Dezember 
200549 zugelassen ist; und

b.	 das nötige Fachwissen und die nötige Erfahrung für die Prü-
fung nach dem vorliegenden Gesetz aufweist.

Art. 2050 	 Folgen des Bewilligungsentzugs
Entzieht die FINMA aufgrund von Artikel 37 des Finanzmarktauf-
sichtsgesetzes vom 22. Juni 200751 einem ihr direkt unterstellten 
Finanzintermediär nach Artikel 2 Absatz 3 die Bewilligung, so be-
wirkt dies bei juristischen Personen und Kollektiv- und Kommandit-
gesellschaften die Auflösung und bei Einzelfirmen die Löschung im 
Handelsregister.

Art. 21 und 2252

4. Abschnitt: Meldestelle für Geldwäscherei

Art. 23
1  Das Bundesamt für Polizei53 führt die Meldestelle für Geldwä-
scherei.

46 	 Aufgehoben durch  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, mit 
Wirkung seit 1. Jan. 2009 
(SR 956.1).

47 	 Eingefügt durch  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
48 	 Eingefügt durch  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
49	 SR 221.302
50 	 Fassung gemäss  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
51 	 SR 956.1
52 	 Aufgehoben durch  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, mit 
Wirkung seit 1. Jan. 2009 
(SR 956.1).

53 	 Die Bezeichnung der 
Verwaltungseinheit wurde 
in Anwendung von Art.  16 
Abs. 3 der Publikations-
verordnung vom 17. Nov. 
2004 (SR 170.512.1) 
angepasst.
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2  Die Meldestelle prüft die eingegangenen Meldungen und trifft die 
Massnahmen nach dem Bundesgesetz vom 7. Oktober 199454 über 
kriminalpolizeiliche Zentralstellen des Bundes.

3  Sie unterhält für den Bereich der Geldwäscherei ein eigenes Daten-
bearbeitungssystem.

4  Sie erstattet der zuständigen Strafverfolgungsbehörde unverzüg-
lich Anzeige, wenn sie begründeten Verdacht schöpft, dass:
a.	 eine strafbare Handlung nach Artikel 260ter Ziffer 1, 305bis oder 

305ter Absatz 1 StGB55 vorliegt;
b.	 Vermögenswerte aus einem Verbrechen herrühren;
c.	 Vermögenswerte der Verfügungsmacht einer kriminellen Orga-

nisation unterliegen; oder 
d.	 Vermögenswerte der Terrorismusfinanzierung (Art. 260quinquies 

Abs. 1 StGB) dienen.56

5. Abschnitt: Selbstregulierungsorganisationen

Art. 24	 Anerkennung
1  Als Selbstregulierungsorganisationen werden Organisationen 
anerkannt, die:
a.	 über ein Reglement nach Artikel 25 verfügen;
b.	 darüber wachen, dass die angeschlossenen Finanzintermediäre 

ihre Pflichten nach dem zweiten Kapitel einhalten; und
c.	 sicherstellen, dass die von ihr mit der Kontrolle betrauten Per-

sonen und Revisionsstellen:
1.	 die erforderlichen Fachkenntnisse aufweisen,
2.	 Gewähr für eine einwandfreie Prüfungstätigkeit bieten, 

und
3.	 von der Geschäftsleitung und der Verwaltung der zu kont-

rollierenden Finanzintermediäre unabhängig sind.

2  Die Selbstregulierungsorganisationen der Unternehmung «Die 
Schweizerische Post» nach dem Postorganisationsgesetz vom 
30.  April 199757 sowie diejenige der konzessionierten Transportun-
ternehmen nach dem Personenbeförderungsgesetz vom 20. März 
200958 müssen von der Geschäftsleitung unabhängig sein.59

54 	 SR 360
55 	 SR 311.0
56	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 

BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

57 	 SR 783.1
58 	 SR 745.1
59 	 Fassung gemäss Ziff. II 22 

des BG vom 20. März 2009 
über die Bahnreform 2, in 
Kraft seit 1. Jan. 2010 

	 (AS 2009 5597 5629; BBl 
2005 2415, 2007 2681).
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Art. 25	 Reglement
1  Die Selbstregulierungsorganisationen erlassen ein Reglement.

2  Das Reglement konkretisiert für die angeschlossenen Finanzinter-
mediäre deren Sorgfaltspflichten nach dem zweiten Kapitel und legt 
fest, wie diese zu erfüllen sind.

3  Es legt zudem fest:
a.	 die Voraussetzungen für Anschluss und Ausschluss von Finanz

intermediären;
b.	 wie die Einhaltung der Pflichten nach dem zweiten Kapitel kon-

trolliert wird;
c.	 angemessene Sanktionen.

Art. 26	 Listen
1  Die Selbstregulierungsorganisationen führen Listen über die ihnen 
angeschlossenen Finanzintermediäre und über die Personen, denen 
sie den Anschluss verweigern.

2  Sie geben der FINMA diese Listen sowie jede Änderung davon 
bekannt.60

Art. 27 61	 Informationsaustausch und Anzeigepflicht
1  Die Selbstregulierungsorganisationen und die FINMA können 
untereinander alle Auskünfte und Unterlagen austauschen, die sie 
zur Erfüllung ihrer Aufgabe benötigen.

2  Die Selbstregulierungsorganisationen melden der FINMA unver-
züglich:
a.	 Kündigungen von Mitgliedschaften;
b.	 Entscheide über die Verweigerung eines Anschlusses;
c.	 Ausschlussentscheide sowie deren Begründung;
d.	 die Eröffnung von Sanktionsverfahren, die mit dem Ausschluss 

enden können.

3  Sie erstatten der FINMA mindestens einmal jährlich Bericht über 
ihre Tätigkeit im Rahmen dieses Gesetzes und übermitteln ihr eine 
Aufstellung über die in der Berichtsperiode ergangenen Sanktions-
entscheide.

60 	 Fassung gemäss  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
61 	 Fassung gemäss  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
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4  Sie erstatten der Meldestelle unverzüglich Meldung, wenn sie 
begründeten Verdacht schöpfen, dass:
a.	 eine strafbare Handlung nach Artikel 260ter Ziffer 1 oder 305bis 

StGB62 vorliegt;
b.	 Vermögenswerte aus einem Verbrechen herrühren;
c.	 Vermögenswerte der Verfügungsmacht einer kriminellen Orga-

nisation unterliegen; oder
d.63	 Vermögenswerte der Terrorismusfinanzierung (Art. 260quinquies 

Abs. 1 StGB) dienen.

5  Die Pflicht nach Absatz 4 entfällt, wenn bereits ein der Selbst
regulierungsorganisation angeschlossener Finanzintermediär eine 
Meldung erstattet hat.

Art. 2864 	 Entzug der Anerkennung
1  Die FINMA entzieht einer Selbstregulierungsorganisation auf 
Grund von Artikel 37 des Finanzmarktaufsichtsgesetzes vom 22.  Juni 
200765 die Anerkennung nicht ohne vorgängige Androhung.

2 Wird einer Selbstregulierungsorganisation die Anerkennung ent-
zogen, so werden die ihr angeschlossenen Finanzintermediäre der 
direkten Aufsicht der FINMA unterstellt.

3  Sie unterstehen der Bewilligungspflicht nach Artikel 14, sofern sie 
sich nicht innerhalb von zwei Monaten einer anderen Selbstregulie-
rungsorganisation anschliessen.

4  Anwältinnen und Anwälte sowie Notarinnen und Notare, die 
als Finanzintermediäre tätig sind, müssen sich innerhalb von zwei 
Monaten einer anderen Selbstregulierungsorganisation anschlies
sen, wenn ihrer bisherigen die Anerkennung entzogen wurde.

4. Kapitel: Amtshilfe

1. Abschnitt: Zusammenarbeit inländischer Behörden

Art. 29	 Informationsaustausch unter Behörden66

1  Die FINMA, die Eidgenössische Spielbankenkommission und die 
Meldestelle können einander alle Auskünfte erteilen und Unterlagen 
übermitteln, die sie für die Durchsetzung dieses Gesetzes benötigen.67

62 	 SR 311.0
63 	 Eingefügt durch Ziff. I 4 des 

BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

64 	 Fassung gemäss 
Anhang Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
65 	 SR 956.1
66 	 Eingefügt durch Ziff. I 4 des 

BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

67 	 Fassung gemäss  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
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2  … 68

3  Die Meldestelle orientiert die FINMA und die Eidgenössische Spiel-
bankenkommission über die Entscheide der kantonalen Strafverfol-
gungsbehörden.69

Art. 29a 70 	 Strafbehörden
1  Die Strafbehörden melden der Meldestelle rasch sämtliche hängi-
gen Verfahren im Zusammenhang mit den Artikeln 260ter Ziffer  1, 
260quinquies Absatz 1, 305bis und 305ter Absatz 1 StGB71. Sie stellen ihr 
rasch Urteile und Einstellungsverfügungen inklusive Begründung 
zu.

2  Sie melden der Meldestelle zudem unverzüglich Verfügungen, die 
sie aufgrund einer Anzeige der Meldestelle erlassen haben.

3  Sie können der FINMA und der Eidgenössischen Spielbankenkom-
mission alle Informationen und Unterlagen erteilen, die diese im 
Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgabe verlangen, sofern das Strafver-
fahren nicht beeinträchtigt wird.

4  Die FINMA und die Eidgenössische Spielbankenkommission koor-
dinieren allfällige Interventionen bei einem Finanzintermediär mit 
den zuständigen Strafverfolgungsbehörden. Sie nehmen vor einer 
allfälligen Weiterleitung der erhaltenen Informationen und Unterla-
gen Rücksprache mit den zuständigen Strafverfolgungsbehörden.

2. Abschnitt: Zusammenarbeit mit ausländischen Behörden

Art. 30 und 31 72

 
Art. 32	 … 73

1  Für die Meldestelle richtet sich die Zusammenarbeit mit auslän-
dischen Strafverfolgungsbehörden nach Artikel 13 Absatz 2 des 
Bundesgesetzes vom 7. Oktober 199474 über kriminalpolizeiliche 
Zentralstellen des Bundes.

2  Die Meldestelle kann Personendaten zudem entsprechenden aus-
ländischen Behörden weitergeben, wenn ein Gesetz oder Staatsver-
trag dies vorsieht oder wenn:75

68 	 Aufgehoben durch Ziff. I 4 
des BG vom 3. Okt. 2008 
zur Umsetzung der revidier-
ten Empfehlungen der 
Groupe d’action financière, 
mit Wirkung seit 1. Febr. 
2009 (AS 2009 361 367; 
BBl 2007 6269).

69 	 Fassung gemäss  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
70 	 Eingefügt durch Ziff. I 4 des 

BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

71 	 SR 311.0
72 	 Aufgehoben durch 

Anhang Ziff. 17 des 
Finanzmarktaufsichts-

	 gesetzes vom 22. Juni 
2007, mit Wirkung seit 

	 1. Jan. 2009 (SR 956.1).
73 	 Aufgehoben durch Ziff. I 4 

des BG vom 3. Okt. 2008 
zur Umsetzung der revidier-
ten Empfehlungen der 
Groupe d’action financière, 
mit Wirkung seit 1. Febr. 
2009 (AS 2009 361 367; 
BBl 2007 6269).

74 	 SR 360
75 	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 

BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).
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a.76	 die Information ausschliesslich benötigt wird, um die Geldwä-
scherei oder die Terrorismusfinanzierung (Art. 260quinquies Abs. 1 
StGB77) zu bekämpfen;

b.	 ein schweizerisches Ersuchen um Information begründet wer-
den muss;

c.	 es im Interesse der betroffenen Person liegt und diese zuge-
stimmt hat oder deren Zustimmung nach den Umständen an-
genommen werden kann.

3  Der Name des meldenden Finanzintermediärs oder seines Perso-
nals darf von der Meldestelle nicht an ausländische Strafverfolgungs
behörden im Sinne von Absatz 1 oder ausländische Behörden im 
Sinne von Absatz 2 weitergeleitet werden.78

5. Kapitel: Bearbeitung von Personendaten

Art. 33	 Grundsatz
Die Bearbeitung von Personendaten richtet sich nach dem Bundes-
gesetz vom 19. Juni 199279 über den Datenschutz.
 
Art. 34	 Datensammlungen im Zusammenhang mit der 

Meldepflicht
1  Die Finanzintermediäre führen separate Datensammlungen, die 
alle im Zusammenhang mit der Meldung stehenden Unterlagen 
enthalten.

2  Sie dürfen Daten aus diesen Datensammlungen nur an die FINMA, 
die Eidgenössische Spielbankenkommission, Selbstregulierungsorga-
nisationen, die Meldestelle und Strafverfolgungsbehörden weiterge-
ben.80

3  Das Auskunftsrecht betroffener Personen nach Artikel 8 des Bundes-
gesetzes vom 19. Juni 199281 über den Datenschutz ist während der 
Vermögenssperre nach Artikel 10 Absätze 1 und 2 ausgeschlossen.

4  Fünf Jahre nach erfolgter Meldung sind die Daten zu vernichten.

Art. 35	 Bearbeitung durch die Meldestelle
1   Die Bearbeitung von Personendaten durch die Meldestelle richtet 
sich nach dem Bundesgesetz vom 7. Oktober 199482 über kriminal-

76 	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

77	 SR 311.0
78 	 Eingefügt durch Ziff. I 4 des 

BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Febr. 2009 (AS 2009 
361 367; BBl 2007 6269).

79 	 SR 235.1
80	 Fassung gemäss  Anhang 

Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
81 	 SR 235.1
82 	 SR 360
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polizeiliche Zentralstellen des Bundes. Das Recht auf Auskunft der 
Privatpersonen richtet sich nach Artikel 8 des Bundesgesetzes vom 
13. Juni 200883 über polizeiliche Informationssysteme des Bundes.84

2  Der Informationsaustausch zwischen der Meldestelle und der 
FINMA, der Eidgenössischen Spielbankenkommission und den 
Strafverfolgungsbehörden kann über ein Abrufverfahren (online) 
erfolgen.85

Art. 35a86 	 Überprüfung
1  Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann die Meldestelle mittels 
Abrufverfahren überprüfen, ob die ihr gemeldete oder bei ihr an-
gezeigte Person in einer der folgenden Datenbanken verzeichnet ist:
a.	 nationaler Polizeiindex;
b.	 zentrales Migrationsinformationssystem;
c.	 automatisiertes Strafregister;
d.	 Staatsschutz-Informations-System;
e.	 Personen-, Akten- und Geschäftsverwaltungssystem im Bereich 

der Rechtshilfe für Strafsachen.

2  Das Zugriffsrecht auf weitere Informationen richtet sich nach den 
für das jeweilige Informationssystem geltenden Bestimmungen.

6. Kapitel: Strafbestimmungen und Rechtspflege

Art. 3687

Art. 3788	 Verletzung der Meldepflicht
1  Mit Busse bis zu 500 000 Franken wird bestraft, wer vorsätzlich die 
Meldepflicht nach Artikel 9 verletzt.

2  Wer fahrlässig handelt, wird mit Busse bis zu 150 000 Franken 
bestraft.

3  Im Fall einer Wiederholung innert fünf Jahren nach der rechtskräf-
tigen Verurteilung beträgt die Busse mindestens 10 000 Franken.

Art. 38–4089

 

83 	 SR 361
84 	 Fassung gemäss Anhang 1 

Ziff. 9 des BG vom 13. Juni 
2008 über die polizeilichen 
Informationssysteme des 
Bundes, in Kraft seit 

	 5. Dez. 2008 (SR 361).
85 	 Fassung gemäss  Anhang 

Ziff. 17 des Finanzmarkt
aufsichtsgesetzes vom 

	 22. Juni 2007, in Kraft seit 
1. Jan. 2009 (SR 956.1).

86	 Eingefügt durch Anhang 1 
Ziff. 9 des BG vom 13. Juni 
2008 über die polizeilichen 
Informationssysteme des 
Bundes, in Kraft seit 

	 5. Dez. 2008 (SR 361).
87	 Aufgehoben durch  Anhang 

Ziff. 17 des Finanzmarkt
aufsichtsgesetzes vom 

	 22. Juni 2007, mit Wirkung 
seit 1. Jan. 2009 (SR 956.1).

88 	 Fassung gemäss  Anhang 
Ziff. 17 des Finanz-
marktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007, in 

	 Kraft seit 1. Jan. 2009 
	 (SR 956.1).
89 	 Aufgehoben durch  Anhang 

Ziff. 17 des Finanzmarkt
aufsichtsgesetzes vom 

	 22. Juni 2007, mit Wirkung 
seit 1. Jan. 2009 (SR 956.1).
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7. Kapitel: Schlussbestimmungen

Art. 4190	 Vollzug
1  Der Bundesrat erlässt die zur Umsetzung dieses Gesetzes notwen-
digen Bestimmungen.

2  Er kann die FINMA sowie die Eidgenössische Spielbankenkommis-
sion ermächtigen, in Belangen von beschränkter Tragweite, nament-
lich in vorwiegend technischen Angelegenheiten, Ausführungsbe-
stimmungen zu erlassen.

Art. 42	 Übergangsbestimmungen
1  Dieses Gesetz gilt ab Inkrafttreten für die Finanzintermediäre nach 
Artikel 2 Absatz 2. Die Meldepflicht nach Artikel 9 gilt ab diesem 
Zeitpunkt für alle Finanzintermediäre.

2  Innerhalb eines Jahres haben die Selbstregulierungsorganisationen 
bei der Kontrollstelle ein Gesuch um Anerkennung zu stellen und 
das Selbstregulierungsreglement zur Genehmigung einzureichen.

3  Zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes unterstehen Finanz
intermediäre nach Artikel 2 Absatz 3, sofern sie keiner anerkannten 
Selbstregulierungsorganisation angeschlossen sind, der direkten 
Aufsicht durch die Kontrollstelle und müssen ein Gesuch um Bewilli-
gung nach Artikel 14 stellen.

4  Innerhalb zweier Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes haben 
sich die als Finanzintermediäre tätigen Anwältinnen, Anwälte, 
Notarinnen und Notare einer Selbstregulierungsorganisation anzu-
schliessen.

Art. 43	 Änderung bisherigen Rechts
Betrifft nur den französischen Text
 
Art. 44	 Referendum und Inkrafttreten
1  Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2  Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

Datum des Inkrafttretens: 1. April 1998 91

90	 Fassung gemäss Ziff. I 4 des 
BG vom 3. Okt. 2008 zur 
Umsetzung der revidierten 
Empfehlungen der Groupe 
d’action financière, in Kraft 
seit 1. Jan. 2010 (AS 2009 
361 6401; BBl 2007 6269).

91	 BRB vom 16. März 1998 
(AS 1998 904)
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Loi fédérale concernant la lutte contre le 
blanchiment d’argent et le financement 
du terrorisme dans le secteur financier 1

(Loi sur le blanchiment d’argent, LBA ; RS 955.0)
du 10 octobre 1997 (Etat le 1er janvier 2010)

L’Assemblée fédérale de la Confédération suisse,

vu les art. 31bis, al. 2, 31quater, 34, al. 2, et 64bis de la constitution2,
vu le message du Conseil fédéral du 17 juin 19963,

arrête :

Chapitre 1 Dispositions générales

Art. 14	 Objet
La présente loi règle la lutte contre le blanchiment d’argent au sens 
de l’art. 305bis du code pénal (CP)5, la lutte contre le financement du 
terrorisme au sens de l’art. 260quinquies, al. 1, CP et la vigilance requise 
en matière d’opérations financières.

Art. 2	 Champ d’application
1  La présente loi s’applique aux intermédiaires financiers.

2  Sont réputés intermédiaires financiers :
a.	 les banques au sens de la loi fédérale sur les banques et les 

caisses d’épargne6 ;
b.7	 les directions des fonds pour autant qu’elles gèrent des 

comptes de parts et qu’elles offrent ou distribuent elles-mêmes 
des parts de placements collectifs ;

bbis.8	les sociétés d’investissement à capital variable, les sociétés d’in-
vestissement à capital fixe, les sociétés en commandite de pla-
cements collectifs, les sociétés d’investissement à capital fixe et 
les gestionnaires de fortune au sens de la loi du 23 juin 2006 
sur les placements collectifs9 pour autant qu’ils gèrent des 
comptes de parts ou qu’ils offrent ou distribuent eux-mêmes 
des parts de placements collectifs ;

1	 Nouvelle teneur selon 
le ch.  I 4 de la LF du 3 
oct. 2008 sur la mise en 
œuvre des recommanda-
tions révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 

	 1er fév. 2009 (RO 2009  361 ; 
FF 2007 5919).

2 	 [RS 1 3]. Aux dispositions 
mentionnées correspon-
dent actuellement les 

	 art. 95, 98, 103 et 123 de 
la Constitution du 18 avril 
1999 (RS 101).

3 	 FF 1996 III 1057
4 	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
5 	 RS 311.0
6 	 RS 952.0
7 	 Nouvelle teneur selon le 

ch. II 9 de l’annexe à la loi 
du 23 juin 2006 sur les 
placements collectifs, en 
vigueur depuis le 1er janv. 
2007 (RO 2006 5379 ; 

	 FF 2005 5993).
8 	 Introduite par le ch. II 9 de 

l’annexe à la loi du 23 juin 
2006 sur les placements 
collectifs, en vigueur depuis 
le 1er janv. 2007 (RO 2006 
5379 ; FF 2005 5993).

9 	 RS 951.31
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c.10	 les institutions d’assurance au sens de la loi du 17 décembre 
2004 sur la surveillance des assurances11 si elles exercent une 
activité en matière d’assurance directe sur la vie ou si elles pro-
posent ou distribuent des parts de placements collectifs ;

d.	 les négociants en valeurs mobilières au sens de la loi du 24  mars 
1995 sur les bourses12 ;

e.13	 les maisons de jeu au sens de la loi du 18 décembre 1998 sur 
les maisons de jeu14.

3  Sont en outre réputées intermédiaires financiers les personnes qui, 
à titre professionnel, acceptent, gardent en dépôt ou aident à placer 
ou à transférer des valeurs patrimoniales appartenant à des tiers, en 
particulier les personnes qui :
a.	 effectuent des opérations de crédits (portant notamment sur 

des crédits à la consommation ou des crédits hypothécaires, 
des affacturages, des financements de transactions commer-
ciales ou des leasings financiers) ;

b.	 fournissent des services dans le domaine du trafic des paiements, 
notamment en procédant à des virements électroniques pour 
le compte de tiers, ou qui émettent ou gèrent des moyens de 
paiement comme les cartes de crédit et les chèques de voyage ;

c.	 font le commerce, pour leur propre compte ou pour celui de 
tiers, de billets de banque ou de monnaies, d’instruments du 
marché monétaire, de devises, de métaux précieux, de matières 
premières ou de valeurs mobilières (papiers-valeurs et droits-
valeurs) et de leurs dérivés ;

d.	 …15

e.	 pratiquent la gestion de fortune ;
f.	 effectuent des placements en tant que conseillers en matière 

de placement ;
g.	 conservent ou gèrent des valeurs mobilières.

4  Ne sont pas visés par la présente loi :
a.	 la Banque nationale suisse ;
b.	 les institutions de prévoyance professionnelle exemptées 

d’impôts ;
c.	 les personnes qui fournissent des services exclusivement à des 

institutions de prévoyance professionnelle exemptées d’impôts ;
d.	 les intermédiaires financiers visés à l’al. 3 qui fournissent des 

services exclusivement aux intermédiaires financiers énumérés 

10 	 Nouvelle teneur selon le 
ch. II 9 de l’annexe à la loi 
du 23 juin 2006 sur les 
placements collectifs, en 
vigueur depuis le 1er janv. 
2007 (RO 2006  5379 ; 

	 FF 2005 5993).
11	 RS 961.01
12 	 RS 954.1
13	 Introduite par le ch. 4 de 

l’annexe à la loi du 18 déc. 
1998 sur les maisons de 
jeu, en vigueur depuis le 

	 1er avril 2000 (RO 2000 
667 ; FF 1997 III 137).

14 	 RS 935.52
15	 Abrogée par le ch. II 8 de 

l’annexe à la loi du 17 déc. 
2004 sur la surveillance 
des assurances, avec effet 
au 1er janv. 2006 (RO 2005 
5269 ; FF 2003 3353).
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à l’al. 2 ou à des intermédiaires financiers étrangers soumis à 
une surveillance équivalente.

Chapitre 2 Obligations des intermédiaires financiers

Section 1 Obligations de diligence

Art. 3	 Vérification de l’identité du cocontractant
1  Lors de l’établissement de relations d’affaires, l’intermédiaire finan-
cier doit vérifier l’identité du cocontractant sur la base d’une pièce jus-
tificative. Lorsque le cocontractant est une personne morale, l’intermé-
diaire financier doit prendre connaissance des dispositions régissant le 
pouvoir d’engager le cocontractant et vérifier l’identité des personnes 
établissant la relation d’affaires au nom de la personne morale.16

2  L’intermédiaire qui effectue une opération de caisse n’est tenu de 
vérifier l’identité du cocontractant que si une transaction ou plu-
sieurs transactions paraissant liées entre elles atteignent une somme 
importante.

3  Les institutions d’assurance doivent vérifier l’identité du cocontrac-
tant lorsque la prime unique, la prime périodique ou le total des 
primes atteint une somme importante. 

4  Lorsqu’il existe des indices de blanchiment d’argent ou de 
financement du terrorisme dans les cas prévus aux al. 2 et 3, l’iden-
tité du cocontractant doit être vérifiée même si les sommes détermi-
nantes ne sont pas atteintes.17

5  L’Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers (FINMA), 
la Commission fédérale des maisons de jeu et les organismes d’auto-
régulation fixent dans leur domaine les sommes considérées comme 
importantes au sens des al. 2 et 3 et, au besoin, les adaptent.18

Art. 4	 Identification de l’ayant droit économique
1  L’intermédiaire financier doit requérir du cocontractant une décla-
ration écrite indiquant qui est l’ayant droit économique, si :
a.	 le cocontractant n’est pas l’ayant droit économique ou qu’il y a 

un doute à ce sujet ;
b.	 le cocontractant est une société de domicile ;

16	 Phrase introduite par le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 

	 1er fév. 2009 (RO 2009 
361 ; FF 2007 5919).

17 	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
18 	 Nouvelle teneur selon le 

ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).
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c.	 une opération de caisse d’une somme importante au sens de 
l’art. 3, al. 2, est effectuée.

2  En ce qui concerne les comptes globaux ou les dépôts globaux, il 
doit exiger que le cocontractant lui fournisse une liste complète des 
ayants droit économiques et lui communique immédiatement toute 
modification de cette liste.

Art. 5	 Renouvellement de la vérification de l’identité du 
cocontractant ou de l’identification de l’ayant droit 
économique

1  Lorsque, au cours de la relation d’affaires, des doutes surviennent 
quant à l’identité du cocontractant ou de l’ayant droit économique, 
la vérification d’identité ou l’identification prévues aux art. 3 et 4 
doivent être renouvelées.

2  Dans le cas d’une assurance susceptible de rachat, l’institution 
d’assurance doit renouveler l’identification de l’ayant droit écono-
mique lorsque, en cas de sinistre ou de rachat, l’ayant droit n’est pas 
la personne qui a été mentionnée lors de la conclusion du contrat.

Art. 619	 Obligations de clarification
1  L’intermédiaire financier est tenu d’identifier l’objet et le but de 
la relation d’affaires souhaitée par le cocontractant. L’étendue des 
informations à collecter est fonction du risque que représente le 
cocontractant.

2  L’intermédiaire financier doit clarifier l’arrière-plan économique et 
le but d’une transaction ou d’une relation d’affaires lorsque :
a.	 la transaction ou la relation d’affaires paraissent inhabituelles, 

sauf si leur légalité est manifeste ;
b.	 des indices laissent supposer que des valeurs patrimoniales 

proviennent d’un crime, qu’une organisation criminelle 
(art.  260ter, ch. 1, CP20) exerce un pouvoir de disposition sur 
ces valeurs ou que celles-ci servent au financement du terro-
risme (art. 260quinquies, al. 1, CP).

Art. 7	 Obligation d’établir et de conserver des documents
1  L’intermédiaire financier doit établir des documents relatifs aux 
transactions effectuées ainsi qu’aux clarifications requises en vertu 

19 	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
20 	 RS 311.0
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de la présente loi de manière à ce que des tiers experts en la matière 
puissent se faire une idée objective sur les transactions et les relations 
d’affaires ainsi que sur le respect des dispositions de la présente loi.

2  Il conserve les documents de manière à pouvoir satisfaire, dans un 
délai raisonnable, aux éventuelles demandes d’informations ou de 
séquestre présentées par les autorités de poursuite pénale.

3  Il conserve les documents dix ans après la cessation de la relation 
d’affaires ou après la fin de la transaction.

Art. 7a21	 Valeurs patrimoniales de faible valeur
L’intermédiaire financier n’est pas tenu de respecter les obligations 
de diligence (art. 3 à 7) si la relation d’affaires porte uniquement sur 
des valeurs patrimoniales de faible valeur et qu’il n’y pas d’indices de 
blanchiment d’argent ou de financement du terrorisme.

Art. 8	 Mesures organisationnelles
Les intermédiaires financiers prennent dans leur domaine les 
mesures nécessaires pour empêcher le blanchiment d’argent et le 
financement du terrorisme.22 Ils veillent notamment à ce que leur 
personnel reçoive une formation suffisante et à ce que des contrôles 
soient effectués.

Section 2 Obligations en cas de soupçon de blanchiment 
d’argent

Art. 9	 Obligation de communiquer
1  L’intermédiaire financier informe immédiatement le Bureau de 
communication en matière de blanchiment d’argent au sens de 
l’art.  23 (bureau de communication) :
a.	 s’il sait ou présume, sur la base de soupçons fondés, que les 

valeurs patrimoniales impliquées dans la relation d’affaires :
1.	 ont un rapport avec une des infractions mentionnées aux 

art. 260ter, ch. 1, ou 305bis CP23,
2.	 proviennent d’un crime,
3.	 sont soumises au pouvoir de disposition d’une organisation 

criminelle,
4.	 servent au financement du terrorisme (art. 260quinquies, al. 1, 

CP) ;

21 	 Introduit par le ch. I 4 de 
la LF du 3 oct. 2008 sur la 
mise en œuvre des recom-
mandations révisées du 
Groupe d’action financière, 
en vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
22 	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
23 	 RS 311.0
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b.	 s’il rompt des négociations visant à établir une relation d’af-
faires en raison de soupçons fondés conformément à la let. a.24

1bis Dans toute communication effectuée en vertu de l’al. 1, le nom 
de l’intermédiaire financier doit apparaître ; en revanche, le nom 
des employés chargés du dossier peut ne pas être mentionné, pour 
autant que le bureau de communication et l’autorité de poursuite 
pénale gardent la possibilité de prendre rapidement contact avec 
eux.25

2  Les avocats et les notaires ne sont pas soumis à l’obligation de 
communiquer leurs soupçons dans la mesure où ils sont astreints au 
secret professionnel en vertu de l’art. 321 du code pénal.

Art. 10	 Blocage des avoirs
1  L’intermédiaire financier doit bloquer immédiatement les valeurs 
patrimoniales qui lui sont confiées si elles ont un lien avec les infor-
mations communiquées en vertu de l’art. 9.26

2  Il maintient le blocage des avoirs jusqu’à la réception d’une décision 
de l’autorité de poursuite pénale compétente, mais au maximum 
durant cinq jours ouvrables à compter du moment où il a informé le 
bureau de communication.

3  …27

Art. 10a28	 Interdiction d’informer
1  L’intermédiaire financier ne doit informer ni les personnes concer-
nées ni des tiers du fait qu’il a effectué une communication en vertu 
de l’art. 9 tant que dure le blocage des avoirs qu’il a décidé.

2  Lorsque l’intermédiaire financier n’est pas en mesure de procéder 
lui-même au blocage, il peut informer l’intermédiaire financier sou-
mis à la présente loi qui est en mesure de le faire.

3  L’intermédiaire financier peut également informer un autre inter-
médiaire financier soumis à la présente loi du fait qu’il a effectué une 
communication en vertu de l’art. 9, si cela est nécessaire au respect 
des obligations découlant de la présente loi et que tous les deux 
remplissent l’une des conditions suivantes :

24	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
25 	 Introduit par le ch. I 4 de 

la LF du 3 oct. 2008 sur la 
mise en œuvre des recom-
mandations révisées du 
Groupe d’action financière, 
en vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
26 	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
27 	 Abrogé par selon le ch. I 4 

de la LF du 3 oct. 2008 
	 sur la mise en œuvre des 
	 recommandations révisées 

du Groupe d’action finan
cière, avec effet au 

	 1er fév. 2009 (RO 2009 
361 ; FF 2007 5919).

28 	 Introduit par le ch. I 4 de 
la LF du 3 oct. 2008 sur la 
mise en œuvre des recom-
mandations révisées du 
Groupe d’action financière, 
en vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
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a.	 fournir à un client des services communs en relation avec la 
gestion des avoirs de celui-ci sur la base d’une collaboration 
convenue contractuellement ;

b.	 faire partie du même groupe de sociétés.

4  Un intermédiaire financier qui a été informé au sens de l’al. 2 ou de 
l’al. 3 est soumis à l’interdiction d’informer prévue à l’al. 1.

Art. 1129	 Exclusion de la responsabilité pénale et civile
1  Quiconque, de bonne foi, communique des informations en vertu 
de l’art. 9 ou procède à un blocage des avoirs en vertu de l’art.  10 
ne peut être poursuivi pour violation du secret de fonction, du secret 
professionnel ou du secret d’affaires, ni être rendu responsable de 
violation de contrat.

2  L’al. 1 s’applique également à l’intermédiaire financier qui procède 
à une communication au sens de l’art. 305ter, al. 2, CP30, et aux orga-
nismes d’autorégulation qui procèdent à une dénonciation au sens 
de l’art. 27, al. 4.

Chapitre 3 Surveillance

Section 1 Dispositions générales

Art. 1231	 Compétence
Les organes suivants veillent à ce que les intermédiaires financiers 
respectent les obligations définies au chapitre 2 :
a.	 s’agissant des intermédiaires financiers visés à l’art. 2, al. 2, 

let.  a à d, la FINMA ;
b.	 s’agissant des intermédiaires financiers visés à l’art. 2, al. 2, 

let.  e, la Commission fédérale des maisons de jeu ;
c.	 s’agissant des intermédiaires financiers visés à l’art. 2, al. 3 :

1.	 leurs organismes d’autorégulation reconnus (art. 24),
2.	 la FINMA, si les intermédiaires financiers ne sont pas affiliés 

à un organisme d’autorégulation reconnu.

Art. 1332

29	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
30 	 RS 311.0
31	 Nouvelle teneur selon le 

ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

32	 Abrogé par le ch. 17 de 
l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance des 
marchés financiers, avec 
effet au 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).
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Art. 14	 Obligation d’obtenir une autorisation et de s’affilier
1  Tout intermédiaire financier visé à l’art. 2, al. 3, qui n’est pas affilié 
à un organisme d’autorégulation reconnu doit demander à la FINMA 
l’autorisation d’exercer son activité.33

2  L’autorisation lui est accordée s’il remplit les conditions suivantes :
a.	 être inscrit au registre du commerce sous une raison commer-

ciale ou disposer d’une autorisation officielle d’exercer son 
activité ;

b.	 disposer de prescriptions internes et d’une organisation propres 
à garantir le respect des obligations découlant de la présente 
loi ;

c.	 jouir d’une bonne réputation et présenter toutes garanties 
de respecter les obligations découlant de la présente loi, cet-
te disposition s’appliquant aussi aux personnes chargées de 
l’administration ou de la direction de ses affaires.

3   Les avocats et les notaires agissant en qualité d’intermédiaires 
financiers doivent s’affilier à un organisme d’autorégulation.

Art. 1534

Section 235 Obligation de communiquer des autorités 
de surveillance

Art. 16
1  La FINMA et la Commission fédérale des maisons de jeu prévien-
nent immédiatement le bureau de communication lorsque des soup-
çons fondés permettent de présumer :36

a.37	 qu’une infraction mentionnée aux art. 260ter, ch. 1, 305bis ou 
305ter, al. 1, CP38 a été commise ;

b.	 que des valeurs patrimoniales proviennent d’un crime ; 
c.	 que des valeurs patrimoniales sont soumises au pouvoir de dis-

position d’une organisation criminelle ; ou
d.39	 que des valeurs patrimoniales servent au financement du terro-

risme (art. 260quinquies, al. 1, CP).

2  L’obligation de communiquer au sens de l’al. 1 est valable pour 
autant que l’intermédiaire financier ou l’organisme d’autorégulation 
n’aient pas déjà signalé le cas au bureau de communication.

33 	 Nouvelle teneur selon le 
ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

34	 Abrogé par le ch. 17 de 
l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance des 
marchés financiers, avec 
effet au 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

35	 Nouvelle teneur selon le 
ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 

	 financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

36 	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
37 	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
38 	 RS 311.0
39 	 Introduite par le ch. I 4 de 

la LF du 3 oct. 2008 sur la 
mise en œuvre des recom-
mandations révisées du 
Groupe d’action financière, 
en vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
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Section 340 Surveillance des intermédiaires financiers visés à 
l’art. 2, al. 2

Art. 17	 Subordination
La FINMA et la Commission fédérale des maisons de jeu précisent 
à l’intention des intermédiaires financiers visés à l’art. 2, al. 2, qui 
sont assujettis à leur surveillance les obligations de diligence définies 
au chapitre 2 et en règlent les modalités d’application, pour autant 
qu’aucun organisme d’autorégulation ne l’ait fait.

Section 3a Surveillance des intermédiaires financiers visés à 
l’art. 2, al. 341

Art. 18	 Tâches de la FINMA42

1  Dans le cadre de la surveillance des intermédiaires financiers visés à 
l’art. 2, al. 3, la FINMA assume les tâches suivantes:43

a.	 elle octroie ou retire la reconnaissance aux organismes d’auto-
régulation ;

b.	 elle surveille les organismes d’autorégulation et les intermé-
diaires financiers qui lui sont directement soumis ;

c.	 elle approuve les règlements édictés par les organismes d’auto-
régulation (art. 25) et les modifications qui y sont apportées ;

d.	 elle veille à ce que les organismes d’autorégulation fassent 
appliquer ces règlements ;

e.	 elle précise à l’intention des intermédiaires financiers qui lui 
sont directement soumis les obligations de diligence définies 
au chap. 2 et en règle les modalités d’application ;

f.	 elle tient un registre des intermédiaires financiers qui lui sont 
directement soumis et des personnes auxquelles elle a refusé 
l’autorisation d’exercer l’activité d’intermédiaire financier.

2  La FINMA peut effectuer des contrôles sur place. Elle peut charger 
une société d’audit au sens de l’art. 19b d’effectuer ces contrôles.44

3  En ce qui concerne les organismes d’autorégulation des avocats et 
des notaires, la FINMA doit confier les contrôles à une société d’audit 
au sens de l’art. 19b. Celle-ci est soumise au secret professionnel au 
même titre que les avocats et les notaires.45

40 	 Nouvelle teneur selon le 
ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

41	 Introduit par le ch. 17 de 
l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance 
des marchés financiers, en 
vigueur depuis le 1er janv. 
2009 (RO 2008 5207 ; 

	 FF 2006 2741).
42	 Nouvelle teneur selon le 

ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

43 	 Nouvelle teneur selon le 
ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

44	 Nouvelle teneur selon le 
ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

45 	 Nouvelle teneur selon le 
ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).
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Art. 18a46	 Registre public
1  La FINMA tient un registre des intermédiaires financiers visés à 
l’art. 2, al. 3, qui sont affiliés à un organisme d’autorégulation. Ce 
registre est accessible au public sous forme électronique.

2  La FINMA rend ces données accessibles par procédure d’appel.

Art. 1947

Art. 19a48	 Audit
1  Les intermédiaires financiers visés à l’art. 2, al. 3, assujettis à la 
surveillance directe de la FINMA, se soumettent périodiquement à 
un audit effectué par une société d’audit agréée.

2  La société d’audit vérifie que les obligations fixées dans la présente 
loi sont respectées et établit un rapport à l’intention de l’intermé-
diaire financier audité et de la FINMA.

3  Si la société d’audit constate des infractions au droit de la sur-
veillance ou d’autres irrégularités, elle le consigne dans son rapport.

4  La FINMA peut effectuer l’audit en lieu et place de la société d’audit.

Art. 19b49	 Agrément des sociétés d’audit 
Une société d’audit obtient l’agrément aux conditions suivantes :
a.	 elle est agréée en qualité de réviseur selon l’art. 5 ou d’entre-

prise de révision selon l’art. 6 de la loi du 16 décembre 2005 sur 
la surveillance de la révision50 ;

b.	 elle possède les connaissances techniques requises et l’expé-
rience nécessaire pour effectuer des contrôles conformément à 
la présente loi.

Art. 2051	 Conséquences du retrait de l’autorisation
Lorsque la FINMA, en vertu de l’art. 37 de la loi du 22 juin 2007 
sur la surveillance des marchés financiers52 retire son autorisation à 
un intermédiaire au sens de l’art. 2, al. 3, soumis à sa surveillance 
directe, les personnes morales, les sociétés en nom collectif et les 
sociétés en commandite sont dissoutes et les raisons individuelles, 
radiées du registre du commerce.

46	 Introduit par le ch. 17 de 
l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance 
des marchés financiers, en 
vigueur depuis le 1er janv. 
2009 (RO 2008 5207 ; 

	 FF 2006 2741).
47 	 Abrogé par le ch. 17 de 

l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance des 
marchés financiers, avec 
effet au 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

48 	 Introduit par le ch. 17 de 
l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance 
des marchés financiers, en 
vigueur depuis le 1er janv. 
2009 (RO 2008 5207 ; 

	 FF 2006 2741).
49 	 Introduit par le ch. 17 de 

l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance 
des marchés financiers, en 
vigueur depuis le 1er janv. 
2009 (RO 2008 5207 ; 

	 FF 2006 2741).
50 	 RS 221.302
51	 Nouvelle teneur selon le 

ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

52 	 RS 956.1
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Art. 21 et 2253

Section 4 Bureau de communication en matière de blanchi-
ment d’argent

Art. 23
1  L’Office fédéral de la police54 gère le Bureau de communication en 
matière de blanchiment d’argent.

2  Le bureau de communication vérifie les informations qui lui sont 
communiquées et prend les mesures prévues dans la loi fédérale du 
7 octobre 1994 sur les Offices centraux de police criminelle de la 
Confédération55.

3  Il gère son propre système de traitement des données relatives au 
blanchiment d’argent.

4  Le bureau de communication dénonce immédiatement le cas à 
l’autorité de poursuite pénale compétente lorsque des soupçons 
fondés permettent de présumer :
a.	 qu’une infraction au sens des art. 260ter, ch. 1, 305bis ou 305ter, 

al. 1, CP56 a été commise ;
b.	 que des valeurs patrimoniales proviennent d’un crime ;
c.	 que des valeurs patrimoniales sont soumises au pouvoir de dis-

position d’une organisation criminelle ;
d.	 que des valeurs patrimoniales servent au financement du terro-

risme (art. 260quinquies, al. 1, CP).57

Section 5 Organismes d’autorégulation

Art. 24	 Reconnaissance
1  Les organismes d’autorégulation doivent satisfaire aux exigences 
suivantes pour être reconnus comme tels :
a.	 disposer d’un règlement au sens de l’art. 25 ;
b.	 veiller à ce que les intermédiaires financiers qui leur sont affiliés 

respectent les obligations définies au chap. 2 ;
c.	 garantir que les personnes et les organes de révision chargés du 

contrôle :
1.	 disposent des connaissances professionnelles requises,

53 	 Abrogés par le ch. 17 de 
l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance 

	 des marchés financiers, 
avec effet au 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

54 	 La désignation de l’unité 
administrative a été 

	 adaptée en application 
	 de l’art.  16 al. 3 de l’O 

du 17 nov. 2004 sur les 
publications officielles 

	 (RS 170.512.1). 
	 Il a été tenu compte de 

cette modification dans 
tout le présent texte.

55 	 RS 360
56 	 RS 311.0
57	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
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2.	 présentent toutes garanties quant à une activité de contrôle 
irréprochable,

3.	 sont indépendantes de la direction et de l’administration 
des intermédiaires financiers qu’ils doivent contrôler.

2  L’organisme d’autorégulation de La Poste Suisse au sens de la loi du 
30 avril 1997 sur l’organisation de La Poste58 et celui des entreprises 
de transport concessionnaires au sens de la loi du 20 mars 2009 sur le 
transport de voyageurs59 doivent être indépendants de la direction.60

Art. 25	 Règlement
1  Les organismes d’autorégulation édictent un règlement.

2  Dans ce règlement, ils précisent à l’intention des intermédiaires 
financiers qui leur sont affiliés les obligations de diligence définies 
au chap. 2 et règlent les modalités d’application.

3  Ils définissent en outre dans ce règlement :
a.	 les conditions relatives à l’affiliation et à l’exclusion d’intermé-

diaires financiers ;
b.	 la manière de contrôler si les obligations définies au chap.  2 

sont respectées ;
c.	 des sanctions appropriées.

Art. 26	 Listes
1  Les organismes d’autorégulation tiennent la liste des intermédiaires 
financiers affiliés et celle des personnes auxquelles ils refusent l’af-
filiation.

2  Ils communiquent ces listes et toutes les modifications qui y sont 
apportées à la FINMA.61

Art. 27 62	 Echange d’informations et obligation de dénoncer
1  Les organismes d’autorégulation et la FINMA peuvent échanger 
tous les renseignements et documents nécessaires à l’exercice de 
leur tâche.

2  Les organismes d’autorégulation signalent sans délai à la FINMA :
a.	 la démission de membres ;
b.	 les décisions visant à refuser une affiliation ;

58	 RS 783.1
59 	 RS 745.1
60 	 Nouvelle teneur selon 
	 le ch. II 22 de la loi du 

20  mars 2009 sur la 
	 réforme des chemins de 
	 fer 2, en vigueur depuis 
	 le 1er janv. 2010 (RO 2009 

5597 ; FF 2005 2269, 
	 2007 2517).
61 	 Nouvelle teneur selon le 

ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

62 	 Nouvelle teneur selon le 
ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).
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c.	 les décisions d’exclusion ainsi que leur motif ;
d.	 l’ouverture de procédures de sanction susceptibles d’aboutir à 

l’exclusion.

3  Ils remettent à la FINMA au moins une fois par année un rapport sur 
l’activité qu’ils exercent dans le cadre de la présente loi et lui communi-
quent une liste des décisions de sanction rendues pendant la période 
faisant l’objet du rapport.

4  Les organisations d’autorégulation dénoncent immédiatement le 
cas au bureau de communication lorsque des soupçons fondés per-
mettent de présumer :63

a.	 qu’une infraction au sens des art. 260ter, ch. 1, ou 305bis du 
code pénal64 a été commise ;

b.	 que des valeurs patrimoniales proviennent d’un crime ; 
c.	 que des valeurs patrimoniales sont soumises au pouvoir de dis-

position d’une organisation criminelle ; ou
d.65	 que des valeurs patrimoniales servent au financement du terro-

risme (art. 260quinquies, al. 1, CP).

5  Les organismes d’autorégulation sont dispensés de l’obligation 
d’informer au sens de l’al. 4 si un intermédiaire financier qui leur est 
affilié y a déjà satisfait.

Art. 2866	 Retrait de la reconnaissance
1  La FINMA ne retire la reconnaissance d’un organisme d’autorégula-
tion en vertu de l’art. 37 de la loi du 22 juin 2007 sur la surveillance 
des marchés financiers67 qu’après sommation préalable.

2  Lorsque la reconnaissance est retirée à un organisme d’autorégula-
tion, les intermédiaires financiers qui lui sont affiliés tombent sous la 
surveillance directe de la FINMA.

3  Les intermédiaires financiers sont soumis à l’obligation d’obtenir une 
autorisation en vertu de l’art. 14 s’ils ne s’affilient pas à un autre orga-
nisme d’autorégulation dans les deux mois.

4  Les avocats et les notaires agissant en qualité d’intermédiaires finan-
ciers doivent s’affilier dans les deux mois à un autre organisme d’autoré-
gulation lorsque la reconnaissance est retirée à celui dont ils font partie.

63	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
64	 RS 311.0
65 	 Introduite par le ch. I 4 de 

la LF du 3 oct. 2008 sur la 
mise en œuvre des recom-
mandations révisées du 
Groupe d’action financière, 
en vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
66 	 Nouvelle teneur selon le 

ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

67	 RS 956.1
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Chapitre 4 Entraide administrative

Section 1 Collaboration entre les autorités suisses

Art. 29	 Echange d‘informations entre les autorités68

1  La FINMA, la Commission fédérale des maisons de jeu et le bureau 
de communication peuvent échanger tous les renseignements et 
documents nécessaires à l’application de la présente loi.69

2  …70

3  Le bureau de communication informe la FINMA et la Commission 
fédérale des maisons de jeu des décisions rendues par les autorités 
cantonales de poursuite pénale.71

Art. 29a72	 Autorités pénales
1  Les autorités pénales annoncent sans délai au bureau de com-
munication toutes les procédures pendantes en rapport avec les 
art.  260ter, ch. 1, 260quinquies, al. 1, 305bis et 305ter, al. 1, CP73. Elles lui 
font parvenir sans délai les jugements et les décisions de non-lieu 
correspondants, y compris leur motivation.

2  De plus, elles annoncent sans délai au bureau de communication 
les décisions qu’elles ont prises sur les dénonciations qu’il leur a 
adressées.

3  Les autorités pénales peuvent donner à la FINMA et à la Commis-
sion fédérale des maisons de jeu les renseignements et les docu-
ments nécessaires à l’accomplissement de leur tâche, dans la mesure 
où la procédure pénale n’est pas entravée.

4  La FINMA ou la Commission fédérale des maisons de jeu coor-
donne les interventions éventuelles à l’encontre d’un intermédiaire 
financier avec les autorités de poursuite pénale compétentes. Elles 
consultent les autorités de poursuite pénale compétentes avant 
une transmission éventuelle des renseignements et des documents 
qu’elles ont reçus.

68	 Introduit par le ch. I 4 de 
la LF du 3 oct. 2008 sur la 
mise en œuvre des recom-
mandations révisées du 
Groupe d’action financière, 
en vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
69	 Nouvelle teneur selon le 

ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

70 	 Abrogé par le ch. I 4 de la 
LF du 3 oct. 2008 sur la 
mise en œuvre des recom-
mandations révisées du 
Groupe d’action financière, 
avec effet au 1er fév. 2009 
(RO 2009 361 ; FF 2007 
5919).

71 	 Nouvelle teneur selon le 
ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés  
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 
(RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

72 	 Introduit par le ch. I 4 de 
la LF du 3 oct. 2008 sur la 
mise en œuvre des recom-
mandations révisées du 
Groupe d’action financière, 
en vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
73	 RS 311.0
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Section 2 Collaboration avec les autorités étrangères

Art. 30 et 3174

Art. 32	 …75

1  La collaboration du bureau de communication avec les autorités 
étrangères de poursuite pénale est régie par l’art. 13, al. 2, de la 
loi fédérale du 7 octobre 1994 sur les Offices centraux de police 
criminelle de la Confédération76.

2  Le bureau de communication peut en outre transmettre des don-
nées personnelles à des autorités étrangères analogues lorsqu’une 
loi ou un traité international le prévoit ou :
a.77	 que l’information est requise exclusivement pour lutter contre 

le blanchiment d’argent ou le financement du terrorisme 
(art.  260quinquies, al. 1, CP78) ;

b.	 qu’une demande suisse de renseignement doit être motivée ;
c.	 que la communication est dans l’intérêt de la personne concer-

née et que celle-ci y a consenti ou que les circonstances per-
mettent de présumer son consentement.

3  Le bureau de communication n’est pas autorisé à transmettre 
aux autorités étrangères de poursuite pénale au sens de l’al. 1 ou 
aux autorités étrangères au sens de l’al. 2 le nom de l’intermédiaire 
financier dont il a reçu une communication au sens de l’art. 9 ni celui 
de ses employés.79

Chapitre 5 	 Traitement des données personnelles

Art. 33	 Principe
Le traitement des données personnelles est régi par la loi fédérale du 
19 juin 1992 sur la protection des données80.

Art. 34	 Fichiers en rapport avec l’obligation de 
	 communiquer
1  Les intermédiaires financiers gèrent des fichiers séparés contenant 
tous les documents se rapportant aux communications.

2  Ils ne peuvent transmettre des données de ces fichiers qu’à la 
FINMA, à la Commission fédérale des maisons de jeu, aux organismes 

74 	 Abrogés par le ch. 17 de 
l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance des 
marchés financiers, avec 
effet au 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

75	 Abrogé par le ch. I 4 de la 
LF du 3 oct. 2008 sur la 
mise en œuvre des recom-
mandations révisées du 
Groupe d’action financière, 
avec effet au 1er fév. 2009 
(RO 2009 361 ; FF 2007 
5919).

76	 RS 360
77	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe  
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
78 	 RS 311.0
79	 Introduit par le ch. I 4 de 

la LF du 3 oct. 2008 sur la 
mise en œuvre des recom-
mandations révisées du 
Groupe d’action financière, 
en vigueur depuis le 1er fév. 
2009 (RO 2009 361 ; 

	 FF 2007 5919).
80 	 RS 235.1
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d’autorégulation, au bureau de communication et aux autorités de 
poursuite pénale.81

3  Tant que dure le blocage des avoirs prévu à l’art. 10, al. 1 et 2, les 
personnes concernées n’ont pas de droit d’accès au sens de l’art.  8 
de la loi fédérale du 19 juin 1992 sur la protection des données82.

4  Les données doivent être détruites cinq ans après avoir été commu-
niquées aux autorités compétentes.

Art. 35	 Traitement des données par le bureau de 
	 communication
1  Le traitement des données personnelles par le bureau de commu-
nication est régi par la loi fédérale du 7 octobre 1994 sur les Offices 
centraux de police criminelle de la Confédération83. Le droit des par-
ticuliers d’obtenir des renseignements est régi par l’art. 8 de la loi 
fédérale du 13 juin 2008 sur les systèmes d’information de police de 
la Confédération84.85

2  Le bureau de communication, la FINMA, la Commission fédérale 
des maisons de jeu et les autorités de poursuite pénale peuvent 
échanger des informations au moyen d’une procédure d’appel.86

Art. 35a87	 Vérification
1  Pour accomplir ses tâches, le bureau de communication peut 
vérifier en ligne si la personne qui lui a été signalée ou dénoncée est 
enregistrée dans un des systèmes d’information suivants :
a.	 index national de police ;
b.	 système d’information central sur la migration ;
c.	 casier judiciaire informatisé ;
d.	 système de traitement des données relatives à la protection de 

l’Etat ;
e.	 système de gestion de personnes, de dossiers et d’affaires dans 

le cadre de l’entraide judiciaire internationale en matière pé-
nale.

2  L’accès à des informations plus étendues est régi par les disposi-
tions applicables à chaque système d’information.

81	 Nouvelle teneur selon le 
ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

82 	 RS 235.1
83	 RS 360
84 	 RS 361
85 	 Nouvelle teneur selon le 

ch. 9 de l’annexe 1 à la 
LF du 13 juin 2008 sur les 
systèmes d’information de 
police de la Confédération, 
en vigueur depuis le 5 déc. 
2008 (RO 2008 4989 ; 

	 FF 2006 4819).
86 	 Nouvelle teneur selon le 

ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

87 	 Introduit par le ch. 9 
de l’annexe 1 à la LF 
du 13  juin 2008 sur les 
systèmes d’information de 
police de la Confédération, 
en vigueur depuis le 5 déc. 
2008 (RO 2008 4989 ; 

	 FF 2006 4819).
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Chapitre 6 Dispositions pénales et voies de droit

Art. 3688

Art. 3789	 Violation de l’obligation de communiquer
1  Est puni d’une amende de 500 000 francs au plus celui qui, inten-
tionnellement, enfreint l’obligation de communiquer prévue à l’art. 9.

2  Si l’auteur agit par négligence, il est puni d’une amende de 150 000 
francs au plus.

3  En cas de récidive dans les cinq ans suivant une condamnation 
entrée en force, l’amende est de 10 000 francs au moins.

Art. 38 à 4090

Chapitre 7 Dispositions finales

Art. 4191	 Mise en œuvre
1  Le Conseil fédéral édicte les dispositions nécessaires à la mise en 
œuvre de la présente loi.

2  Il peut autoriser la FINMA et la Commission fédérale des maisons 
de jeu à édicter des dispositions d’exécution dans les domaines de 
portée restreinte, notamment de nature technique.

Art. 42	 Dispositions transitoires
1  La présente loi est applicable dès son entrée en vigueur aux inter-
médiaires financiers visés à l’art. 2, al. 2. L’obligation de communiquer 
(art. 9) s’applique dès ce moment à tous les intermédiaires financiers.

2  Les organismes d’autorégulation doivent, dans un délai d’un an, 
présenter une demande de reconnaissance et soumettre leur règle-
ment à l’autorité de contrôle pour approbation.

3  Deux ans après l’entrée en vigueur de la présente loi, les intermé-
diaires financiers visés à l’art. 2, al. 3, seront, s’ils ne sont pas affiliés 
à un organisme d’autorégulation reconnu, soumis à la surveillance 
directe de l’autorité de contrôle, auprès de laquelle ils devront dépo-
ser une demande d’autorisation (art. 14).

88	 Abrogé par le ch. 17 de 
l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance des 
marchés financiers, avec 
effet au 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

89 	 Nouvelle teneur selon le 
ch. 17 de l’annexe à la 
loi du 22 juin 2007 sur la 
surveillance des marchés 
financiers, en vigueur 
depuis le 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

90	 Abrogés par le ch. 17 de 
l’annexe à la loi du 22 juin 
2007 sur la surveillance des 
marchés financiers, avec 
effet au 1er janv. 2009 

	 (RO 2008 5207 ; FF 2006 
2741).

91	 Nouvelle teneur selon le 
	 ch. I 4 de la LF du 3 oct. 

2008 sur la mise en œuvre 
des recommandations 

	 révisées du Groupe 
d’action financière, en 
vigueur depuis le 1er janv. 
2010 (RO 2009 361 6401 ; 
FF 2007 5919).
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4  Les avocats et les notaires agissant en qualité d’intermédiaires 
financiers doivent s’affilier à un organisme d’autorégulation dans les 
deux ans qui suivent l’entrée en vigueur de la présente loi.

Art. 43	 Modification du droit en vigueur

…92

Art. 44	 Référendum et entrée en vigueur
1  La présente loi est sujette au référendum facultatif.

2  Le Conseil fédéral fixe la date de l’entrée en vigueur.

Date de l’entrée en vigueur : 1er avril 199893

92	 La modification peut être 
consultée au RO 1998 892.

93 	 ACF du 16 mars 1998


